
Stellungnahme des Unternehmensverbandes Logistik Schleswig-Holstein e.V. 
zu den Gesetzentwürfen: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes 
Schleswig-Holstein 
Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP und 
SSW – Drucksache 20/3684 
Änderungsantrag der Fraktion der SPD – Drucksache 20/3706 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Verfassung des Landes 
Schleswig-Holstein 
Gesetzentwurf der Fraktion der FDP – Drucksache 20/3690 
Entwurf eines Gesetzes zur Zulassung von Verfassungsbeschwerden 
Gesetzentwurf der Fraktion des SSW – Drucksache 20/71 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Innen- und Rechtsausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtags hat den 
Unternehmensverband Logistik Schleswig-Holstein e.V. zu den oben genannten 
Gesetzesentwürfen zur Änderung der Landesverfassung um eine schriftliche 
Stellungnahme gebeten. 

Die Stellungnahme bezieht sich im Rahmen der Anhörung auf den Antrag der FDP-
Fraktion zur Festlegung einer Investitionsquote von 10 Prozent gemessen an den 
Gesamtausgaben des Landes. 

Diesen Ansatz, sofern es sich im Wesentlichen um Baumaßnahmen im Bereich der 
„mobilen“ Logistik, um den Güterverkehr auf der Straße, der Schiene und um die 
maritime Infrastruktur, wie die der Häfen handelt, halten wir für sehr sinnvoll. 

Nicht unerwähnt sollte in diesem Zusammenhang der finanzielle Beitrag der 
Güterkraftverkehrsbranche sein. Über die Maut nimmt der Staat ca. 14 Mrd. EUR pro 
Jahr ein. 

Logistik braucht eine intakte Infrastruktur und die Wirtschaft benötigt eine 
funktionierende Logistik. Somit sind Wirtschaft, Logistik und Infrastruktur im direkten 
Zusammenhang zu sehen. Sie tragen zum Wohlstand und zum sozialen Frieden im 
Land bei. 
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Mit der Festlegung einer Investitionsquote würde das Land ein klares Signal senden 
und den „Dreiklang“ von Ökonomie, Ökologie und Soziales wieder etwas ins 
Gleichgewicht bringen. 
 
Wir würden daher die Festlegung einer Investitionsquote in der Landesverfassung 
befürworten. 
 
gez. Dr. Thomas Rackow 
 
 
 
 




